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Punkt 1 der Tagesordnung
	Aktuelle Viertelstunde


	


Abg. Braun (CDU)  interessiert, wie der Senator sich den Fortgang beim Schlossparktheater vorstelle.

Sen Dr. Flierl (WissKult)  bestätigt, dass der Mietvertrag fortgelte. Die Schlosspark-Theater in Berlin S & W-GmbH & Co KG habe auch nach dem Ausscheiden von Herrn Sasse die Absicht bekundet, das Theater weiter mieten und betreiben zu wollen. Ezard Haußmann werde Künstlerischer Leiter. In Kürze werde „Die Glut“ wieder ins Programm genommen, es gebe Vorbereitungen für die Wiederaufnahme des Spielbetriebs. Dazu könne er aber noch keine konkreten Aussagen machen. Mit der Aufrechterhaltung des Mietvertrags wolle die Senatsverwaltung dem Schlossparktheater die Möglichkeit geben, sich neu aufzustellen.

Abg. Braun (CDU)  erwidert, die Fortsetzung des Mietvertrags hänge nicht vom guten Willen des Senators ab, sondern von der vertraglichen Situation. Die GmbH & Co KG habe den Vertrag auch weiterhin – unabhängig davon, ob der Senat sie fördere. Ein solches Theater werde ohne eine Anschubfinanzierung nicht weiter existieren. Sei an eine Hilfe in der Übergangszeit gedacht worden? 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  antwortet, an eine finanzielle Hilfe werde zurzeit nicht gedacht. Es liege aber auch kein Konzept für die Wiederaufnahme des Spielbetriebs vor, das eine nochmalige Prüfung ermöglichen könnte. 

Frau Vors. Ströver  stellt fest, dass das Babylon eines der beiden geförderten Filmkunsthäuser in Berlin sei. Eine Erhöhung der Förderung für 2002 um 25 000 € sei ihm zugesagt worden. Allein die Nettokaltmiete für das große neue Kino betrage 133 000 €. Bei einer Gesamtförderung von 195 000 € im Jahr 2003 könne man davon ausgehen, dass das Babylon vor dem Aus stehe. Der Verein habe eine Schließung zum Jahresende angekündigt. Sie bitte den Senator um eine Einschätzung der Situation. 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  erklärt, es gebe einen Gesprächstermin mit dem Verein. Es habe eine Bestands​aufnahme in der Kulturverwaltung gegeben. Die aus der Nutzung des großen Saals erwachsende Miet​erhöhung müsse vom Land beglichen werden. Dies sei im Doppelhaushalt 2002/03 nicht gelungen. Man werde sich bemühen, dies im Rahmen der Haushaltswirtschaft für 2003 zu sichern. Die Unterstützung des Abghs werde erforderlich sein, um dies auch für 2004 zu garantieren. Er sehe eine Möglichkeit, die Förderung des künstlerischen Films in Berlin zu stärken, wenn es gelinge, mit dem Bund zu einem Einvernehmen über die Zukunft der Einrichtung am Potsdamer Platz zu kommen. 

Frau Vors. Ströver  findet erstaunlich, dass der Senat das Arsenal auch an den Bund loswerden wolle. Es könne sich doch allenfalls um die Stiftung Deutsche Kinemathek handeln, die aber nicht das Arsenal-Kino betreibe; dies werde von den Freunden der Deutschen Kinemathek betrieben. Wolle der Senator das Arsenal-Kino an den Bund übergeben? 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  antwortet, um mit dem Bund zu sprechen, müsse man Optionen für verschiedene Varianten haben. Es gebe funktionelle und räumliche Zusammenhänge, die man nicht übergehen sollte. Insofern seien verschiedene Gespräche zu führen. 

Frau Abg. Dr. Tesch (SPD)  interessiert, wann und warum ein Vertrag mit Herrn Sauerbaum als Ge​schäftsführendem Direktor der Deutschen Oper geschlossen worden sei. Für welche Aufgabenfelder werde er zuständig sein? 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  antwortet, Herr Sauerbaum sei mit Wirkung vom 1. 11. d. J. mit der Funktion des Haushaltsbeauftragten in die Position des Geschäftsführenden Direktors eingesetzt worden. Da er Beamter sei, derzeit beurlaubt und bezahlt vom Jüdischen Museum, sei kein gesonderter Vertrag zu schließen. Ab 1. 1. 03 werde er als Beamter der Senatskulturverwaltung in die Deutsche Oper abgeordnet. Herr Sauerbaum habe die Aufgabe, die Haushaltsführung zu kontrollieren. Er mache dies im Einvernehmen mit den Herren Zimmermann und Sense, dem stellvertretenden Geschäftsführenden Direktor bzw. stellvertretenden Intendanten. – Als künstlerischer Berater für diese und die folgenden beiden Spielzeiten werde Ioan Holender zur Verfügung stehen. So werde die ablaufende Amtszeit von Herrn Zimmermann gut unterstützt und ergänzt. Die Aufgabe von Ioan Holender werde sein, die von Herrn Zimmermann getroffenen Dispositionen für diese, die nächste und die übernächste Spielzeit zu kontrollieren und ggf. umzusteuern. Diese Entscheidung werde zu einer Stabilisierung der Situation an den Deutschen Oper führen. An der bevorstehenden Opernstrukturdebatte werde sich so ein gut aufgestelltes Haus beteiligen. 

Frau Abg. Meister (FDP)  fragt nach dem Stand der Dinge bezüglich des Deutschen Centrums für Photografie. 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  sagt, es habe ein großräumiges Konzept für ein Deutsches Centrum für Photografie gegeben. Dieses habe sich auf den östlichen Stülerbau gerichtet. Die SPK habe sich im Zuge der anstehenden Realisierung der ursprünglichen Konzeption nicht in der Lage gesehen, den Stülerbau aus eigenen Mitteln herzurichten, auch der Bund habe die Prioritäten auf der Museumsinsel gesetzt, so dass der Plan derzeit nicht weiter verfolgt werde. Das Deutsche Centrum für Photografie an der Nati​onalgalerie und der Kunstbibliothek existiere bereits; diese Startvariante sei als erste Stufe zu betrachten. Derzeit gebe es umfangreiche Gespräche zur Gewinnung eines neuen Standorts. Er gehe davon aus, dass er in Kürze über einen anderen Standort für die Ursprungskonzeption des Deutschen Centrums für Photografie berichten könne. 

Frau Abg. Meister (FDP)  interessiert weiterhin, wie der Stand der Dinge bezüglich der Sammlung Newton aussehe. 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  verweist auf Herrn Lehmann, der die Verhandlungen führe. 

Prof. Lehmann (SPK)  berichtet, dass aufgrund der finanziellen Situation die gesamte Entwicklung des DCP in Schritte eingeteilt worden sei. Der derzeit verwirklichte Schritt sei, dass das DCP gemeinsam von Nationalgalerie und Kunstbibliothek getragen werde. In der vorigen Woche sei der Kurator für das DCP eingestellt worden. Die aktive Arbeit für das DCP bestehe im Akquirieren von Privatsammlungen, die in den Bestand eingefügt würden. Weiterhin mache man ein Ausstellungskonzept. Insofern sei man auf dem Weg zu einer großen Lösung. – Man sei im Gespräch mit Helmut Newton. Von einer Vertragssituation könne man allerdings noch nicht sprechen. 

Abg. Dr. Jungnickel (fraktionslos)  fragt, ob für die konzeptgeförderten Privattheater im Rahmen des so genannten Theatergutachtens die mehrjährigen Zuwendungsbescheide den Begünstigten zugestellt worden seien. Wenn nein, wann sei damit zu rechnen? 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  antwortet, bezüglich des aktuellen Stands sei er überfragt. Es sei bekanntlich gelungen, die VE im Haushalt zu verankern. Er sehe keinen Grund, die Mittel nicht auszureichen. Er werde sofort eine Prüfung vornehmen. 

Frau Vors. Ströver  erbittet eine schriftliche Antwort. 

Punkt 2 der Tagesordnung
	
	Besprechung gemäß § 21 Abs. 5 GO Abghs

Staatsbibliothek - Binnenstrukturen der

Stabi an zwei Standorten

(auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen)

hierzu: Anhörung der Leitung der Staatsbibliothek
	0017



Siehe Wortprotokoll! 

Punkt 4 der Tagesordnung
	
	Antrag der Fraktion der FDP

Kein "STEP" für die Kultur

- Drs 15/819 -
	0079



Frau Abg. Meister (FDP)  meint, es spreche nichts dagegen, dass man einmal mit Betroffenen über ein paar Punkte diskutiere. Aber die Fülle der Bänke, die es im Kulturforum Berlin geben solle, ca. 160 Personen, ließen diesen Weg als ungeeignet erscheinen, für Berlin die dringend geforderten Lösungen zu erarbeiten. Benötigt werde eine strukturelle Untersuchung der Kulturlandschaft in Berlin und die Beantwortung von Fragen: Was seien wirklich Schwergewichte in der Berliner Kulturlandschaft, auf die man ein besonderes Augenmerk legen müsse? Wie wolle der Senator seine Schwerpunkte setzen? 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  entnimmt dem Antrag eine Geringschätzung des Stadtentwicklungsplans. Es sei ein wichtiger Kampf der Kulturpolitiker aller Fraktionen gewesen, auch einen StEP Kultur zu etablieren. Das Problem sei die stadträumliche Vorhaltung und die Ausfinanzierung von Kultureinrichtungen. Trotzdem sollte das Instrument StEP nicht in Frage gestellt werden. Er habe das Instrument Forum Kultur, das die Akademie der Künste angeregt habe, nicht als Substitut eines StEPs gesehen, sondern als ein Beratungsforum, das sich den drängenden Fragen zuwende. Leider sei die Erinnerung an das Stadtforum verblichen, so dass neue Politikergenerationen nicht mehr seinen zukunftsgerichteten Charakter nachvollziehen könnten. Der strukturelle Versuch, Fachöffentlichkeit, Betroffenenperspektive, politische Verantwortung und Sachverstand zu bündeln, sei der richtige Ansatz. – Er teile die Ungeduld darüber, dass das im Frühsommer begonnene Unternehmen noch keine erkennbare Kontur gewonnen habe. Dies liege auch an den Schwierigkeiten der Abstimmung zwischen der Akademie der Künste und Kultursenat. Ein enger Kreis verschaffe sich jetzt einen Überblick über die Sachlage in der Verwaltung und werde demnächst das Konzept für solche Foren vorstellen. Der Druck der zu lösenden Probleme lasse nicht erkennen, dass das Forum eine Lösung für die jetzt anstehenden Fragen bringen könne. – Es gebe einen erkennbaren Prozess, sich gravierenden Problemen des Kulturhaushalts und der Zukunft der Kulturinstitutionen zuzuwenden. 

Abg. Cramer (Grüne)  hält den Vergleich mit dem Stadtforum für verfehlt. Je mehr die Politik im Verlauf des Stadtforums entschieden und Vorgaben gemacht habe, um so mehr habe dieses an Attraktivität verloren. Jetzt wolle man endlich ein Konzept haben, diskutiert worden sei genug. Es fehle die Umsetzung, für die der Senator verantwortlich sei. Er müsse einen Plan vorlegen, der umgesetzt werden müsse. 

Frau Abg. Dr. Hiller (PDS)  meint, Stadtentwicklung bei der Kultur sei auch ständig neu zu betrachten und mit Betroffenen neu zu diskutieren, denn viele der vor 10 Jahren diskutierten Themen stellten sich heute anders dar. Das von der rot-roten Koalition in Aussicht gestellte Konzept der Stadtentwicklung leide v. a. unter der Haushaltsnotlage. Der Paradigmenwechsel solle sich auch in der Diskussion mit Betroffenen und Experten zeigen. Die Haushaltsnotlage sei auch zu nutzen, um kulturpolitisch strukturelle Maßnahmen in Gang zu setzen und neu zu diskutieren. Das Forum Kultur habe mit Beginn der Koalition in Gang gesetzt werden und helfen sollen, den Haushalt 2002/03 zu unterstützen. Dies sei nicht geschehen, da es sich auch um ein gemeinsames Werk von Kulturverwaltung und Akademie der Künste handele. Über die Sparmaßnahmen sollte nicht allein durch die Politik entschieden werden. 

Abg. Hilse (SPD)  betont, dass nicht an eine Kopie des Stadtforums gedacht sei, sondern es solle den Gegebenheiten flexibel Rechnung getragen werden. Es sei unangemessen, dem Senator vorzuschreiben, in welcher Weise er sich beraten lasse, um die schwierigen strukturellen Veränderungen zu meistern. Richtig sei, dass Eckpunkte für ein kulturpolitisches Gesamtkonzept schnell gebraucht würden. Daher bitte er, dem Ersetzungsantrag zuzustimmen. 

Abg. Kaczmarek (CDU)  bemerkt, dagegen, dass der Senat Sachverstand hole, sei nichts einzuwenden. Dies sei dringend nötig bei diesem Senat. Fraglich sei aber, ob die gewählte Struktur dazu angetan sei, den Sachverstand vernünftig zu organisieren und einzubeziehen. Die Kultur in Berlin müsse nicht neu erfunden werden. Sie sei schon da, die Frage sei, wie lange noch. Gegen den Änderungsantrag habe er nichts einzuwenden. Von der Institution finde sich im Antrag nichts. 

Frau Vors. Ströver  erinnert daran, dass Frau StS Tebbe vor der Sommerpause angekündigt habe, dass die öffentlichen Beratungen des Forums Kultur spätestens ab Oktober stattfinden würden. Sie habe den Abgeordneten empfohlen, dann auf der Zuhörer- oder Zwischenruferbank Platz zu nehmen. Bis zum Jahresende müsse der Senator sich zu den zentralen Fragen der anstehenden Kulturpolitik wegweisend geäußert haben. Es gebe eigentlich zwei Handlungsstränge: das Konzept, das der Senator bis zum Jahresende vorlegen wolle, und die „Spielwiese Tebbe“. Der Ersetzungsantrag nehme Abschied von dieser Spielwiese. Zwischen Senatsverwaltung und Koalition spiele sich irgendetwas ab; insofern nehme man jetzt auf der Zuschauerbank Platz. Dem Ersetzungsantrag könnten die Grünen zustimmen, weil er reflektiere, was sie schon lange forderten. Auf die Spielwiese sollte verzichtet werden, wenn man wisse, dass dort nicht die entscheidenden Weichen gestellt würden. 

Abg. Dr. Jungnickel (fraktionslos)  findet nicht gut, wenn das Kulturforum kein beredter Maulkorb werde und den Senator in seiner Entscheidungsfreudigkeit behindere. Die Kulturpolitik habe außer Sparen zunächst keine großen Einfälle. Und dieses Sparen ruiniere den Kulturbereich. Wenn man intelligente Verfahren einführe, könne man aus einer roten Zone in eine Schwarzzahlenzone gelangen. Wenn das Kulturforum kurzfristig zu einer Bündelung des Fachverstands und Entscheidungen führe, dann finde er dies nicht schlecht. Dem harmlosen Antrag der Koalitionsfraktionen könne man zustimmen. 

Frau Abg. Dr. Fugmann-Heesing (SPD)  empfiehlt, von der Scholz-Kommission zu lernen: Man brauche ein stärkeres Verständnis dafür, was Parlaments- und Regierungsarbeit sei. Die heute geführte Debatte könne sie so gar nicht nachvollziehen. Der Senator habe „alles Recht der Welt“, sich beraten zu lassen und sich zu beraten, mit wem und in welcher Intensität er es wolle. Das Thema Kulturforum habe in dem Antrag nichts zu suchen, weil es nicht Aufgabe des Parlaments sei. In welchem Prozess der Senat zu einem Ergebnis und Vorschlag komme, sei seine Sache. Sie wünsche als Beratungsgrundlage eine Vorstellung des Senats, aufgrund derer über die kulturpolitische Konzeption für diese Legislaturperiode diskutiert werden könne. Die Debatte über das, was das Abghs im Grunde nichts angehe, sollte eingestellt werden. 

Abg. Cramer (Grüne)  widerspricht: Als ehemalige Finanzsenatorin wisse sie, dass das Stadtforum nicht kostenlos gewesen sei. Immer noch sei das Budgetrecht das vornehmste Recht der ersten Gewalt. Daher müsse man darüber nachdenken, ob diese Ausgaben gerechtfertigt seien. Selbstverständlich hätten Parlamentarier Konzepte in die Gesellschaft hineinzubringen und zu diskutieren, mit allem Sachverstand zu diskutieren. Insofern sei er für die Einrichtung eines Stadtforums. Wie stehe die SPD-Fraktion zur einem Forum Kultur? 

Frau Abg. Meister (FDP)  stellt klar, dass es um die große, aufgebauschte Struktur gehe, die das Forum haben solle. Dem Ersetzungsantrag der Fraktion stimme sie zu, da er die Inhalte des FDP-Antrags übernommen habe. 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  sagt, der Rat für die Künste habe die Einrichtung eines Kulturforums gefordert. Daher sei zwischen dem Akademiepräsidenten und ihm – Redner – die Etablierung verabredet worden. Der Rat für die Künste habe Einfluss auf den Fortgang der Dinge genommen. Es könnte sich herausstellen, dass die verabredete Allianz für die Kulturpolitik nicht zustande komme, sondern man in die alten Rollen zurückfalle. Von der Akademie und dem Senat sei gemeinsam über die Fortführung zu entscheiden. – Er verweise auf das, was im letzten Dreivierteljahr bereits entschieden worden sei. Der Senat sei auch ohne das Forum voll handlungsfähig. An den themenbezogenen Veranstaltungen sollten höchstens 40 Personen teilnehmen. Dass trotz der extremen Haushaltsnotlage Gestaltungsspielräume eröffnet werden müssten, mache der Ersetzungsantrag deutlich. 

Der Ausschuss  empfiehlt einstimmig die Zustimmung zu dem Ersetzungsantrag von SPD und PDS. 

Punkt 3b) der Tagesordnung
	
	Besprechung gemäß § 21 Abs. 5 GO Abghs

Dauerhafter Verbleib der Gemälde von Caspar

David Friedrich aus dem Schloss Charlottenburg

(auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen)
	0042



Frau Vors. Ströver  fragt, wie weit die juristischen Prüfungen gediehen seien. Gebe es eine Verständigung zwischen den beiden Stiftungen über die Frage des Verbleibs der Gemälde? 

Prof. Lehmann (SPK)  betont, dass es um mehr als Caspar David Friedrich gehe. Die beiden Stiftungen – Preußischer Kulturbesitz und Schlösser und Gärten – hätten seit anderthalb Jahren über die Standorte eines großen Sammlungskonvoluts verhandelt. Die beiden Stiftungen hätten sich geeinigt. Der „Mönch am Meer“ und die „Abtei“ seien für die Alte Nationalgalerie akzeptiert worden. „Riesengebirge“ und ein weiteres Gemälde verblieben im Charlottenburger Schloss. Die endgültige Entscheidung über die Verständigung der beiden Stiftungen träfen beide Stiftungsräte zum Jahresende. 

Abg. Cramer (Grüne)  interessiert, warum so entschieden worden sei. 

Frau Abg. Dr. Tesch (SPD)  leuchtet die Entscheidung nicht ein. 

Prof. Lehmann (SPK)  legt dar, die beiden Stiftungen hätten ihre Probleme dargelegt. Die Schlösserstiftung wolle ihre Schlösser mit einem Museumsanteil weiter betreiben. Es handele sich um einen Kompromiss. Die beiden Frühwerke hätten einen klaren Zusammenhang. Sie seien eine Ikone im Zusammenhang mit dem, was die Nationalgalerie jetzt habe. Der Reiz eines Schlosses hänge auch von einem bedeutenden Exponat ab. Man sei nicht nach den Rechtpositionen vorgegangen, sondern danach, was kunsthistorisch vertretbar sei. 

Abg. Braun (CDU)  bezweifelt, dass hier der richtige Ort sei, darüber zu sprechen, wo in Berlin die C. D. Friedrich-Bilder hingen. Er vertraue dem Sachverstand der handelnden Personen. Die Angelegenheit gehöre nicht in den Ausschuss. 

Frau Vors. Ströver  widerspricht. Ihrem Vorredner sei wohl die achtjährige heftige Debatte entgangen, die mit der Gesamtentwicklung der Stiftung Schlösser und Gärten und insbesondere der konzeptionellen Entwicklung des Schlosses Charlottenburg zu tun habe. 

Punkt 3a) der Tagesordnung
	
	Besprechung gemäß § 21 Abs. 5 GO Abghs

Vorstellung des neuen Generaldirektors

der Stiftung Schlösser und Gärten und

die zukünftige Konzeption der Stiftung

(auf Antrag aller Fraktionen)
	0087



Prof. Dr. Dorgerloh (Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg)  erzählt, er sei nicht nur an diesem Tag zwischen Berlin und Potsdam gependelt, sondern habe dies sei ganzes Leben lang gemacht. Er sei in Berlin geboren, in Potsdam groß geworden, habe an der HU Kunstgeschichte und Archäologie studiert, im Institut für Denkmalpflege der DDR gearbeitet – Schwerpunkt Berlin und Potsdam -; Ende 1990 sei er in das neu gegründete Kultur- und Wissenschaftsministerium nach Potsdam gegangen und habe dort ein Referat mit dem Schwerpunkt Denkmalschutz geleitet. 2001 habe er versucht, das Haus für Brandenburgisch-Preußische Geschichte als Gründungsdirektor aufzubauen. Dies sei eine erfolgreiche gemeinsame Aktion beider Länder gewesen. Jetzt habe er erst recht keinen Grund, nach Potsdam zu ziehen, da er seit dem 1. August der gemeinsamen Stiftung vorstehe; das seiner Wohnung nächste Schloss sei das in Charlottenburg. 

Die märkischen Schlösser seien in den letzten Jahren Arbeitsschwerpunkt der Stiftung gewesen, weil sie neu dazugekommen und in einem desolaten Zustand gewesen seien. Die Stiftung habe erfolgreich investiert. Jetzt sei die Zeit vorbei, in der das Hauptaugenmerk diesen Schlössern gegolten habe. Der Blick sei jetzt wieder verstärkt nach Berlin und Potsdam zu richten, wo zwei große Investitionsvorhaben anstünden: Charlottenburg und das Neue Palais in Potsdam. Eine Ausgabe des Besuchermagazins „Porticus“ beschäftige sich schwerpunktmäßig mit Charlottenburg. Dort gebe es aber noch weitere Akteure: die SPK, das Bröhan-Museum, kulturelle Einrichtungen des Bezirks. Man müsse überlegen, wie man den Kulturstandort Charlottenburg stärker ausrichten und ihm ein Profil geben könne. – Ein anderer Schwerpunkt sei das Neue Palais, was mit Aufgaben in der Stiftung zusammenhänge. Jetzt müsse auch etwas hinter den Kulissen in den Werkstätten und Depots getan werden, auch, damit effektiver gearbeitet werden könne. In den letzten Jahren sei viel dazugekommen und mit großem Aufwand instandgesetzt worden, das jetzt erhalten werden müsse. Man könne nicht 3 Jahre lang eine Hecke nicht schneiden. Man habe also ein Problem mit dem Betriebshaushalt. Es müsse erhalten und erschlossen werden. Diese fortwährende Aufgabe koste Geld. Das Finanzierungsabkommen mit dem Bund, Berlin und Brandenburg laufe Ende 2003 aus. In den Verhandlungen über das neue Finanzierungsabkommen werde eine zentrale Frage sein, wie man die Anlagen dauer​haft halten und zugänglich machen und aus dem Vorhandenen mehr machen könne. 2012 werde Friedrich der Große 300. Man habe 8 strategische Ziele ausgearbeitet, dabei gehe es um Besucherbetreuung und programmatische Profilierung. Man wolle verstärkt kooperieren, aber auch deutlich machen, wo die Unterschiede lägen. In diesem Jahr sei die Besucherzahl um 10 % zurückgegangen. Dies sei Durchschnitt, treffe aber den Haushalt. 

Das Bundesverwaltungssamt nehme eine einjährige Organisationsüberprüfung der Stiftung vor. Seit der Gründung vor 7 Jahren habe die Besucherzahl in bestimmten Bereichen erheblich zugenommen, auch die Drittmittel hätten erheblich zugenommen. Im Leihverkehr habe man eine Steigerung von 300 %, ohne dass dies mehr Geld bringe. Es bringe mehr Reputation und wissenschaftlichen Ertrag, aber die Frage sei, ob der gewachsene Leihverkehr in der bisherigen Form erledigt werden könne. 

Die Stiftung sei ein spannender, großer Organismus. Man kümmere sich um die Fähre auf der Pfaueninsel und um das Hundefutter für die Wachhunde, die man nicht mehr haben werde. Es gebe hoch motivierte und interessierte Mitarbeiter und einen noch immer nicht ganz abgeschlossenen Prozess des Zusammenkommens beider Stiftungshälften. 

Frau Abg. Dr. Hiller (PDS)  wünscht ihrem Vorredner eine erfolgreiche Zusammenarbeit, auch mit dem Land Berlin. Sie hoffe, dass er auch über Hundefutter hinaus kreative Lösungen finde. Die Stiftung sei ein Beispiel für eine gelungene Ost-West-Fusion. – Im Schloss Niederschönhausen müsse mehr getan werden. Könne die Stiftung sich dort stärker einbringen? Auch das Schloss Friedrichsfelde sei ein Problemgebiet. 

Abg. Kaczmarek (CDU)  stellt klar, dass es sich bei Friedrichsfelde um eine andere Stiftung handele. – Es freue ihn, dass es eine Gemeinschaftsinstitution der Ländern Berlin und Brandenburg gebe, die funktioniere. Auch ihn interessiere, wie man aus dem Vorhandenen mehr machen könne. Wie könne man die Besucherzahlen verstetigen? Wie könne man auch Bewohner der Region zu einem Besuch der Schlösser und dem Zahlen von Eintrittsgeld anregen? – Die Organisationsuntersuchung werde sicher etwas zutage fördern. Ob das Bundesverwaltungsamt die richtige Institution sei, um Kundenorientierung und Kreativität zu fördern, sei fraglich. – In anderen Ländern gebe es Beispiele dafür, dass historische Schlösser und Gärten bespielt würden und damit sogar noch Geld verdient werde. Ihm sei zwar bekannt, dass Berlin und Brandenburg einzig​artig seien. Trotzdem könne man vielleicht von Schönbrunn in Österreich lernen. Ihm persönlich sei kommer​zialisierte Kultur lieber als geschlossene Kultur. Man müsse aus dem Elfenbeinturm herauskommen und versuchen, Menschen für diese Themen zu interessieren. 

Abg. Cramer (Grüne)  bemerkt, die Stiftung unterbinde generell das Fahrrad fahren. Dies habe sogar so weit geführt, dass der Fahrradweg für die Bundesgartenschau am Schloss Cecilienhof als Schiebestrecke habe ausgewiesen werden müssen. Er habe an einer Führung mit Potsdamer Verantwortlichen teilgenommen, alle seien gefahren. Auch alle Entgegenkommenden seien gefahren. Finde Prof. Dorgerloh die Rege​lung gut, die auch das Rechtsempfinden der Menschen schwäche? – Anlässlich des 40. Jahrestags des Mauerbaus habe der Senat beschlossen, die Reste der Mauer unter Denkmalschutz zu stellen und den Mauerweg fuß- und fahrradfreundlich auszugestalten und auszuschildern. Wenn die Schiebestrecke aufgegeben würde, könnten in den Radwanderführer Cecilienhof, Pfingstberg, Schloss Belvedere, die Kasernen und die Sacrower Heilandskirche aufgenommen werden. Das einzige Hindernis sei das Dogma, dass in den Gärten nicht Fahrrad gefahren werden dürfe. Der zunehmende sanfte Tourismus könne mehr Besucher bringen. Sei die Stiftung bereit, über das Dogma nachzudenken und sich vielleicht Berliner Regelungen anzupassen? Dann gäbe es nämlich einen Mauerweg Berlin und Potsdam. 

Frau Abg. Dr. Tesch (SPD)  fragt, ob es bei dem neuen Finanzierungsplan voraussichtlich bei den Anteilen bleiben werde. Das Preußenjahr sei ein guter Erfolg gewesen. Könne das Marketing nicht weiterhin so betrieben werden? – Was solle im Fall eines Umzugs des Ägyptischen Museums mit dem Gebäude gesche​hen? 

Frau Abg. Dr. Fugmann-Heesing (SPD)  fragt, welche Form von Abstimmung zwischen den drei Trägern – Land und Stiftungen – eigentlich stattfinde, besonders bei der Frage der Vermarktung von Kultur nach draußen. Gebe es mittlerweile ein Kombiticket, mit dem man Einrichtungen der beiden Stiftungen besuchen könne? 

Frau Vors. Ströver  wäre schon froh, wenn es eine Vernetzung innerhalb der Stiftung Schlösser und Gärten gäbe. Sie habe das Gefühl, dass schon die Vermarktung der Schlösserstiftung ein Problem sei. Ihr sei kein Flyer bekannt, der die Einrichtungen der Schlösser und Gärten im Sinn einer besucherfreundlichen Tour vorstelle. Der Auszug der Galerie der Romantik berühre die Entwicklung des Schlosses Charlottenburg. Was geschehe künftig in und um Schloss Charlottenburg? 

Abg. Apelt (CDU)  interessiert die Ausrichtung der Stiftung in den nächsten Jahren. Viele märkische Schlösser würden gern unter das Dach der Stiftung kommen. 

Prof. Dr. Dorgerloh  antwortet, das Boot sei fast voll. Lediglich Niederschönhausen könne noch dazukommen. Die Stiftung verwalte die ehemals königlichen Schlösser und Gärten, die 1926 in der Auseinander​setzung zwischen dem Freistaat Preußen und dem Haus Hohenzollern in den Typ des Museumsschlosses entwickelt worden seien. Die Stiftung habe nicht die Absicht, weitere märkische Schlösser hinzuzunehmen. 

Die Ost-West-Fusion sei zwar gut gelungen, aber noch nicht „in Gänze verdaut“. Der Stellenwert von Charlottenburg habe sich geändert. Es habe seinen herausgehobenen Stellenwert verloren. Charlottenburg sei jetzt wieder Teil eines sehr viel größeren Komplexes von Schlössern in Berlin und Brandenburg. Charlottenburg sei nicht mehr im Mittelpunkt, aber in einem größeren Verbund. Wenn es das Tarifgefälle nicht gäbe, könnte man Personal zwischen den Einrichtungen tauschen. – Zum Profil: In der Stiftung werde seit zwei Jahren ein Marketingkonzept umgesetzt, dazu gehöre z. B. Dienstkleidung für alle Mitarbeiter mit Publikumsverkehr; es gebe Krawatten und Tücher. In Charlottenburg gebe es dagegen Widerstand, den er gerade aufzubrechen versuche. Es gebe Flyer, in denen die ganze Stiftung sich präsentiere, mit Tagesprogrammen und Umland. Zum Marketingkonzept gehöre eine verstärkte Vermarktung der Schlösser und Gärten an Dritte, sofern die Erhaltung der Anlagen nicht gefährdet werde. In Schönbrunn seien Parkpflegekosten nicht enthalten. Bei der Stiftung könnten einzelne Schlösser vielleicht ohne Zuschuss auskommen, das Interessante sei aber der Verbund. Einzelne Häuser könnten nicht gewinnbringend geführt werden. Zurzeit erwirtschafte die Stiftung ein Drittel ihres Budgets in Höhe von 45 Mio € selbst; 15 bis 17 Mio € würden selbst erwirtschaftet – mit steigender Tendenz. 

Zu den nicht gewinnbringenden Schlössern gehörten Glienicke und Grunewald. Grunewald sei bei den Besuchern nicht bekannt und bei den Berlinern nicht beliebt wegen des Hundeauslaufgebiets. Ausschilderung und Anbindung an den ÖPNV fehlten. Eine Cranach-Sammlung befinde sich dort. Man kooperiere mit dem DHM und dem Waldmuseum. Bei vielen Dingen müsse und wolle man sich mit anderen zusammentun. Der Pfingstberg, Belvedere, in Potsdam werde von einem Verein betrieben, somit entstünden der Stiftung dort keine Betriebskosten. 

Zum Fahrrad fahren: Er glaube Abg. Cramer, dass er nicht über den Rasen fahre und Rücksicht auf die Besucher nehme. Briefe, die er erhalte, besagten etwas anderes. Besucher beschwerten sich darüber, dass sie in den Parkanlagen von Fahrradfahrern gestört würden. Mountainbiker führen die Terrassen hoch und herunter. Die Stiftung habe versucht, das Radfahren auf einzelnen großen Wegen zu erlauben. Dies habe aber ein Ausschwärmen in die ganzen Anlagen zur Folge. – Er selbst sei begeisterter Fahrradfahrer und fahre ein- bis zweimal in der Woche zwischen Wilmersdorf und Sanssouci mit dem Rad; er fahre auch in den Park​anlagen mit einem Dienstfahrrad. Er finde das Fahrrad fahren in den Parkanlagen unproblematisch, soweit es nicht andere Besucher störe und die Wege nicht zerstöre. Man werde darüber nachdenken, was man machen müsse. Man wolle auch die Fahrradfahrer haben. 

Zum Finanzierungsabkommen: Das Verhältnis zum Bund und den beiden Ländern sei prinzipiell gut. Die Stiftung habe eine kulturpolitische Bedeutung für Berlin und Brandenburg; dies sollte sich auch in dem finanziellen Engagement beider Länder niederschlagen. – Zur Nachnutzung des Stülerbaus: Die Stiftung würde den Bau gern selbst nutzen. Charlottenburg sei geeignet, „der Brühwürfel“ der verloren gegangenen Residenzschlösser zu werden, also der Extrakt eines Residenzschlosses. Der Marstall solle in den Stülerbau. Der Besucher solle in Charlottenburg einen Eindruck von der Fülle des preußischem Königtums in all seinen Ausprägungen bekommen können. Die Besucher vermissten mehr historische Information. – Abstimmung mit dem Land Berlin und der SPK sei erforderlich, sie sei noch zu schwach ausgeprägt. Man habe kein abgestimmtes Ausstellungsprogramm und Marketing. In den Stiftungsgremien liege derzeit der Entwurf eines Kooperationsvertrags zwischen SPK und Schlösserstiftung vor; man habe die Aufgabe, sich bezüglich des preußischen Erbes zu verständigen. Ein anfragender Forscher wolle eine einheitliche Antwort, die nur die Gesamtheit beider Einrichtungen geben könne. 

Ein Kombiticket fände er schön. Er wünsche, dass im nächsten Jahr das Schloss Charlottenburg an das Ticketing-System zunächst innerhalb der Stiftung angeschlossen werde. Dies werde er durchsetzen müssen, denn das habe es dort noch nicht gegeben. Umgekehrt könne man dann auch in Sanssouci ein Ticket für Charlottenburg kaufen. Weitere Schritte könne er sich gut vorstellen. Er könne ja schon seiner Mutter nicht mehr erklären, was der Unterschied zwischen den beiden Preußen-Stiftungen sei; dies inter​essiere eigentlich auch keinen. 

Zum C. D. Friedrich-Kompromiss: Dem Besucher müsse die Möglichkeit gegeben werden, in Berlin und Brandenburg C. D. Friedrich gut in den verschiedenen Facetten zu sehen. Die Werkgruppe mit dem entscheidenden Frühwerk bleibe in der Nationalgalerie, wo sie sehr gut präsentiert sei. Die Entscheidung über den Verbleib der Werke sei ein schwieriger Prozess gewesen. Er hoffe, dass ein Schlussstrich unter eine schwierige Diskussion gezogen sei. 

Sen Dr. Flierl (WissKult)  bestätigt, dass es Absicht gewesen sei, einen Nachfolger von Prof. Giersberg zu finden, der sich der Konflikte von Erhalt und Nutzung des Kulturguts und der zeitgemäßen Präsentation und Aufstellung einer Kulturinstitution dieses Ausmaßes sehr wohl bewusst sei. – Was die veränderte Situation von Charlottenburg betreffe, machten die Konzeption im „Porticus“ und die Ausführungen seines Vorredners deutlich, dass die Stiftung sich der Herausforderung stelle. Durch die Zusammenführung der Stiftungsbestände habe das Schloss Charlottenburg auch gewonnen, da es auf die Sammlungsbestände der Stiftung zurückgreifen könne. – In der Konzeptionsbildung für die Neugestaltung von Schloss Charlottenburg und angrenzenden Gebäuden gebe es eine konkurrierende Planung der SPK, die er bevorzuge, nämlich dass die Sammlung Scharf Gerstenberg in den östlichen Stülerbau gebracht werde. 

Zum Finanzierungsabkommen: Er teile die Auffassung, dass die jetzige Struktur sinnvoll sei. Dennoch werde man mit dem Bund über die Stiftungen reden müssen. Aber auch im Rahmen der Fortführung der Stiftung durch drei Träger könne es bei den Neuverhandlungen zu strategischen Neuorientierungen kommen, die insbesondere die Zukunftsbedarfe auffingen. – Mit der Neubesetzung und Neuformierung der Stiftung sei man auf einem guten Weg. Die Abstimmung zwischen den Kultureinrichtungen werde ein großes Stück vorankommen. 

************
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